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56410 Montabaur 
 
 
 
 
Betreff: Kommunalaufsichtsbeschwerde gem. § 121 GemO Rheinland-Pfalz 

Beschluss des Ortsgemeinderats Leuterod vom 03.09.2026 zur Unzulässigkeit des 
Bürgerbegehrens „Erhaltet unseren Wald Drei Eichen“ (Beschlussvorlage 2026/20/0009) 

  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
hiermit erheben wir, die Bürgerinitiative „Erhaltet unsere Natur und Wälder“ 
Kommunalaufsichtsbeschwerde gegen den oben genannten Beschluss des Ortsgemeinderats Leuterod, 
mit dem das von uns eingereichten Bürgerbegehren gegen das Windenergievorhaben „Drei Eichen“ für 
unzulässig erklärt wurde.  
 
Wir bitten um Prüfung, ob der Beschluss geltendes Recht verletzt, und um aufsichtsbehördliches 
Einschreiten nach § 121 GemO. 
  
 

1. Sachverhalt 
 

Die Bürgerinitiative hat form- und fristgerecht ein Bürgerbegehren gegen das Windenergievorhaben „Drei 
Eichen“ eingereicht. In der Sitzung des Ortsgemeinderats Leuterod am 03.09.2026 stand die 
Beschlussfassung über die Zulässigkeit dieses Bürgerbegehrens auf der Tagesordnung. 
 
Im Rahmen der Anhörung nach § 17a Abs. 4 Satz 2 GemO legte die Bürgerinitiative eine schriftliche 
Stellungnahme vor, die in sieben Punkten die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens rechtlich begründete 
(Anlage 1).  
Der Gemeinderat nahm diese Stellungnahme ausweislich lediglich zur Kenntnis und fasste im 
unmittelbaren Anschluss, ohne erkennbare inhaltliche Auseinandersetzung mit den vorgetragenen  
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Rechtsargumenten, den Beschluss über die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens (Beschlussvorlage 
2026/20/0009, Anlage 2). 
Die Beschlussvorlage 2026/20/0009 war bereits vor der Sitzung von der Verbandsgemeindeverwaltung 
Wirges erstellt und den Ratsmitgliedern als Sitzungsunterlage zugeleitet worden – also bevor die 
Bürgerinitiative Gelegenheit hatte, ihre Stellungnahme vorzutragen.  
Die Vorlage blieb nach der Anhörung unverändert und wurde vom Gemeinderat in dieser Fassung 
durchgewunken; eine erkennbare inhaltliche Reaktion auf die sieben vorgetragenen Punkte fand nicht 
statt. 
  
 

2. Rechtliche Bewertung 
 
Nach unserer Auffassung ist der Unzulässigkeitsbeschluss materiell rechtswidrig.  
  
Unabhängig von der Frage, ob der Gemeinderat verfahrensrechtlich verpflichtet war, die 
Beschlussfassung zu vertagen, ist der Rat nach § 17a GemO materiell verpflichtet, die gesetzlichen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen zutreffend zu prüfen und anzuwenden.  
Sollte diese Prüfung – wie vorliegend – ohne erkennbare inhaltliche Würdigung der vorgetragenen 
Rechtsargumente erfolgt sein, spricht dies für einen Ermessens- bzw. Rechtsanwendungsfehler. 
 
Verstärkt wird dieser Eindruck dadurch, dass die Beschlussvorlage 2026/20/0009 bereits vor der 
Anhörung durch die Verbandsgemeindeverwaltung Wirges fertiggestellt war und nach der Anhörung 
unverändert blieb.  
Die Anhörung nach § 17a Abs. 4 Satz 2 GemO dient zwar nach ihrem Wortlaut in erster Linie der 
Erläuterung des Begehrens; sie soll aber nicht zur bloßen Formsache werden, wenn die 
Beschlussempfehlung bereits feststeht und trotz vorgetragener Rechtsargumente unverändert 
durchgewunken wird, ohne dass eine inhaltliche Reaktion darauf erkennbar wird.  
 
Wir regen an, im Rahmen der Prüfung auch zu berücksichtigen, ob und wie die Verwaltung nach der 
Anhörung erkennbar auf die vorgetragenen Argumente eingegangen ist. 
  
 

3. Antrag 
 

Wir bitten die Kommunalaufsicht, 
 

  den Beschluss des Ortsgemeinderats Leuterod vom 03.09.2026 (Beschlussvorlage 2026/20/0009) 
auf seine Rechtmäßigkeit zu überprüfen, 

 
 bei festgestellter Rechtswidrigkeit von dem Beanstandungsrecht nach § 121 GemO Gebrauch zu 

machen und die Aufhebung des Beschlusses innerhalb einer angemessenen Frist zu verlangen, 
 

 uns den Fortgang des Verfahrens sowie das Ergebnis der Prüfung mitzuteilen. 
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Uns ist bewusst, dass diese Kommunalaufsichtsbeschwerde die Frist für eine gerichtliche Anfechtung des 
Bescheids über die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens nicht hemmt; ein entsprechendes 
verwaltungsgerichtliches Verfahren wird parallel geprüft bzw. fristwahrend vorbereitet. 
 
Das Sitzungsprotokoll war zum 10.09.2026 noch nicht veröffentlicht. 
  
Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
 

  
für die Bürgerinitiative „Erhaltet unsere Natur und Wälder“ 
  
 
 
 
Anlagen: 
1. Stellungnahme der Bürgerinitiative vom 03.09.2026 (7 Punkte zur Zulässigkeit) 
2. Beschlussvorlage 2026/20/0009 
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Verbandsgemeindeverwaltung Wirges 

 
 
 

Beschlussvorlage Nummer 2026/20/0009 

Fachbereich 1 -Zentrale Aufgaben- Datum 26.08.2026 
Schwickert, Michael Vorlagenstatus öffentlich 

 
Beratungsfolge Termin Status 

Ortsgemeinderat Leuterod  öffentlich 
beschließend 

 
 
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens der Bürgerinitiative "Erhaltet unsere Natur und 
Wälder" vom 21.06.2026 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
Mit Schreiben vom 21.06.2026, eingegangen am 22.06.2026, hat die Bürgerinitiative „Erhaltet unsere 
Natur und Wälder“ ein Bürgerbegehren für die Ortsgemeinden Leuterod und Helferskirchen eingereicht 
mit der Fragestellung: 
„Sind Sie dafür, dass die Gemeinde darauf verzichtet, gemeindeeigene Flächen für den Bau von 
Windindustrieanlagen und deren Betrieb zu verpachten?“ 
 
Zur allgemeinen Rechtslage: 
Gemäß § 17 a Gemeindeordnung (GemO) können Bürger einer Gemeinde über eine Angelegenheit der 
Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Ebenso kann auch der Gemeinderat 
beschließen, dass über eine Angelegenheit ein Bürgerentscheid stattfindet. 
Wird ein Bürgerbegehren eingereicht, entscheidet der Gemeinderat nach Anhörung der das 
Bürgerbegehren vertretenden Personen, ob die Voraussetzungen für die Zulässigkeit eines 
Bürgerbegehrens erfüllt sind. Im Vorfeld hat dazu die Verbandsgemeindeverwaltung die Gültigkeit der 
Eintragungen in den Unterschriftenlisten, sowie die sonstigen formellen Voraussetzungen zu prüfen. 
Sind die formellen Voraussetzungen erfüllt, bestätigt dies der Ortsgemeinderat mit seinem 
Ratsbeschluss. 
Ein Bürgerentscheid entfällt, wenn das Bürgerbegehren nicht zulässig ist oder wenn der Gemeinderat 
die verlangte Maßnahme in unveränderter Form bzw. in einer veränderten Form, die von den das 
Bürgerbegehren vertretenden Personen gebilligt wird. 
Wird ein Bürgerentscheid erforderlich, dann folgt zunächst eine öffentliche Bekanntmachung, in der die 
Gemeindeorgane und die Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens ihre jeweils vertretenen 
Auffassungen darlegen. Wenn die begehrte Maßnahme mit Kosten verbunden ist, hat die 
Veröffentlichung auch eine von der Verwaltung in Abstimmung mit der Kommunalaufsicht 
vorgenommene Kostenschätzung zu enthalten. Hierzu ist den Vertretern des Bürgerbegehrens 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
Bei der Durchführung des Bürgerentscheids entscheidet die Mehrheit der gültigen Stimmen. 
Stimmengleichheit wird als Nein gewertet. Die Stimmenmehrheit muss mind. 15 % der 
Stimmberechtigten betragen. Ist dies nicht der Fall, entscheidet der Gemeinderat über die 
Angelegenheit. 
 
Ein Bürgerentscheid steht einem Gemeinderatsbeschluss gleich. § 42 GemO (Aussetzen von 
Beschlüssen) findet keine Anwendung. Der Gemeinderat kann einen Bürgerentscheid frühestens nach 
3 Jahren abändern. 
 
Zur Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen: 

1. Zunächst zum Bürgerbegehren 
2. Prüfung der Unterschriftenlisten und ob die notwendige Zahl der zulässigen 

Unterschriften erreicht ist 
3. Materielle Prüfung, ob in der Angelegenheit ein Bürgerbegehren zulässig ist 
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Zu 1.: 

a) Richtet sich das Bürgerbegehren gegen einen Ratsbeschluss, muss es binnen 4 
Monaten nach Beschlussfassung eingereicht sein. 

b) Es darf in gleicher Angelegenheit nicht bereits in den letzten 3 Jahren einen 
Bürgerentscheid gegeben haben. 

c) Es muss schriftlich eingereicht sein. 
d) Er muss ein bestimmtes Begehren mit Begründung enthalten und dazu eine zu 

beantwortende Frage enthalten, die mit JA oder NEIN zu beantworten ist.        
e) Er muss bis zu 3 Personen benennen, die berechtigt sind, das Bürgerbegehren zu 

vertreten. 
f) Jede Unterschriftenliste muss den vollen Wortlaut des Bürgerbegehrens enthalten. Sie 

dürfen ansonsten nicht anerkannt werden. 

Die in b) bis f) genannten Voraussetzungen können im vorliegenden Fall als erfüllt angesehen werden. 
Das Bürgerbegehren wurde schriftlich eingereicht, enthält eine mit JA oder NEIN zu beantwortende 
Frage und Begründung und es sind 3 vertretungsberechtigte Personen benannt. Außerdem enthält jede 
Unterschriftenliste den vollen Wortlaut des Bürgerbegehrens. 

Der Ortsgemeinderat Leuterod hat bereits am 21.03.2024 einen Grundsatzbeschluss zur 
Errichtung von zwei Windenergieanlagen einstimmig gefasst. Zwar hat der Ortsgemeinderat erst 
am 16.04.2026 entsprechenden Bauleitplanbeschluss gefasst und damit dann erst das 
Bauleitplanverfahren formell gestartet. Da sich jedoch das Bürgerbegehren gleichzeitig auch 
gegen den bereits vor über 2 Jahren gefassten Grundsatzbeschluss richtet, kann im 
vorliegenden Fall schon wegen Fristablauf (§ 17 a Abs. 3 Satz 1 GemO = 4 Monate nach 
Beschlussfassung) das Bürgerbegehren als unzulässig erachtet werden. 

 

Zu 2.: 

Die Verbandsgemeindeverwaltung hat die Unterschriftenlisten des Bürgerbegehrens geprüft. 

Für das Bürgerbegehren in der Ortsgemeinde Leuterod haben insgesamt 104 Personen auf den 
Unterschriftenlisten unterschrieben. 

Unterschriftsbefugt sind nach § 17 a Abs. 3 GemO nur nach den Bestimmungen des 
Kommunalwahlrechts wahlberechtigten Personen. Eintragungen, welche die Person des 
Unterzeichners nach Namen und Anschrift nicht zweifelsfrei erkennen lassen, sind ebenfalls ungültig. 

Die Prüfung der Verbandsgemeindeverwaltung hat ergeben, dass 92 zulässige Unterschriften für das 
Bürgerbegehren in Leuterod vorliegen. 

Es müssen mindestens 9 % der Einwohner der bei der letzten Wahl zum Gemeinderat festgestellten 
Zahl der Wahlberechtigten unterschrieben haben. Bei der Kommunalwahl am 09.06.2024 waren in der 
Ortsgemeinde Leuterod 696 Einwohner wahlberechtigt. Das Mindestquorum liegt somit bei 63 
notwendigen Unterschriften. 

Es liegen somit für das Bürgerbegehren in der Ortsgemeinde Leuterod genügend zulässige 
Unterstützungsunterschriften vor. 

 

Zu 3.: 

Ein Bürgerbegehren ist, wenn die Voraussetzungen zu den zuvor geprüften Ziffern 1. und 2. erfüllt sind 
nur dann zulässig, wenn es sich um eine Angelegenheit der örtlichen Selbstverwaltung handelt, für die 
die Ortsgemeinde zuständig ist und es sich nicht um eine Angelegenheit nach § 17 a Abs. 2 handelt. 

Zweifelsfrei handelt es sich um eine Angelegenheit der örtlichen Selbstverwaltung. Die Zuständigkeit 
liegt in der vorliegenden Angelegenheit grundsätzlich beim Ortsgemeinderat. 
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Hier könnte jedoch der Ausnahmetatbestand des § 17 a Abs. 2 Nr. 6 GemO gegeben sein. Danach ist 
ein Bürgerbegehren nicht zulässig, wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, die mit der Aufstellung, 
Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen verbunden ist. 

Die Ortsgemeinde Leuterod hat am 16.04.2026 einen Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan 
„Sondergebiet Windenergie“ positiv gefasst. Das Begehren, Gemeindeflächen nicht an einen Betreiber 
zum Bau und Betrieb von Windenergieanlagen zu verpachten, zielt mittelbar auf eine Verhinderung der 
Bauleitplanung. Dieser Ausschlussgrund greift ab dem Zeitpunkt, in dem die Gemeinde den Beschluss 
über die Aufstellung eines Bauleitplans getroffen hat und so das förmliche Bauleitplanverfahren 
eingeleitet hat (aus Kommentar Dietlein zu § 17 a GemO Nr. 3.3.7.1).  

Zitat aus dem Kommentar Dietlein zu § 17 a GemO Nr. 3.3.7:  
„Die Gesetzesbegründung verweist für den Ausschlussgrund des § 17 a Abs. 2 Nr. 6 GemO darauf, 
dass bei derartigen Verwaltungsverfahren öffentliche und private Belange gegeneinander und 
untereinander abzuwägen seien und über vorgetragene Einwände zu entscheiden sei; die Komplexität 
dieses Abwägungsprozesses führe dazu, dass diese Entscheidungen nicht sinnvoll in Form einer mit 
„Ja“ oder „Nein“ zu beantwortenden Frage der Entscheidung durch die Bürgerschaft unterstellt werden 
könne. Überdies gewährleiste das Bauleitplanverfahren bereit eine angemessene Bürgerbeteiligung.“ 

Zitat der Stellungnahme des Gemeinde- und Städtebundes Mainz zum vorliegenden Fall: 

„Der Bebauungsplan kommt in diesem Fall unmittelbar der Gemeinde selbst zugute, da sie 
Eigentümerin der zu überplanenden Flächen ist. Wird durch Bürgerentscheid eine Verpachtung 
untersagt, welche nur durch den Erlass eines Bebauungsplanes realisiert werden kann, wird damit (in-
)direkt in die Planungshoheit der Gemeinde eingegriffen. Problematisch ist hierbei zudem, dass dieses 
Verhinderungsbegehren in die Planungspflicht nach § 1 Abs. 3 BauGB und das verfassungsrechtlich 
begründete Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 BauGB eingreift (Otto in: Schrödter, BauGB, Januar 2026, 
§ 3, Rn. 7). Insoweit wäre ein wegen des Bürgerbegehrens unbrauchbarer und somit faktisch 
verhinderter Bauleitplan wegen eines Abwägungsausfalls oder eines Abwägungsfehlgebrauchs 
rechtswidrig. Da die Gemeinde sich aber nicht selbst verwaltungsgerichtlich in die Pflicht nehmen kann 
(Konfusionsargument), muss der von § 17a Abs. 2 Nr. 6 GemO geschützte Kernbereich der 
Satzungskompetenz des Gemeinderats über eine Nichtzulassung des Bürgerbegehrens geschützt 
werden.“ 

Auch die mit der rechtlichen Würdigung des Bürgerbegehrens beauftragte Rechtsanwältin Daria 
Freund, Kanzlei Caspers Mock, Koblenz, kommt mit Schreiben vom 29.07.2026 zum Ergebnis, dass in 
Anlehnung an die Rechtsprechung des OVG Lüneburg vom 17.12.2004, dass entscheidend für die 
Einschlägigkeit des Ausschlusstatbestandes allein sei, dass das Bürgerbegehren bzw. der 
Bürgerentscheid den Gegenstand der Bauleitplanung betreffe.  
Zitat aus dem Schreiben: „Denn wenn Bürgerbegehren gegen die Verwirklichung eines Bauleitplanes 
zulässig wären, könne die dort gesetzlich vorgesehene Bürgerbeteiligung unterlaufen werden. Nach der 
gesetzlichen Konzeption solle die im BauGB formalisierte Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
einer Erweiterung durch andere Partizipationsformen nicht zugänglich sein. Überdies bestünde die 
Gefahr, dass die Parallelität verschiedener Beteiligungsmechanismen zueinander widersprechenden 
Ergebnissen führe, was einerseits zu einer nicht vertretbaren Verzögerung des geplanten Vorhabens 
führte und überdies erhebliche Legitimationsprobleme aufwerfen würde.“ 

Das Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße hat mit Beschluss vom 20.07.2026 einen Eilantrag 
im Zusammenhang mit drei Bürgerbegehren gegen die Übertragung und Nutzung gemeindlicher 
Grundstücke für ein Tiefengeothermieprojekt einer Ortsgemeinde abgelehnt. Während es hier bereits 
an einer formellen Voraussetzung mangelte, wertete die Kammer in ihren Ausführungen die Begehren 
als jedenfalls mittelbar auf die Bauleitplanung bezogen. Da die Grundstücksübertragungen der 
Verwirklichung des geplanten Tiefengeothermievorhabens dienten, zielten die Bürgerbegehren nach 
ihrem Inhalt auf die Verhinderung dieses Vorhabens und griffen damit in einen Bereich ein, der dem 
Bürgerentscheid nicht zugänglich sei (GStB-Nachricht Nr. 0222 vom 28.07.2026). 

Somit wird ein mittelbar auf die Einstellung einer begonnenen Bauleitplanung gerichtetes 
Bürgerbegehren für unzulässig erachtet werden müssen. 
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Ergebnis der Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen: 

Das Bürgerbegehren der Bürgerinitiative „Erhaltet unsere Natur und Wälder“ vom 21.06.2026 muss als 
unzulässig erachtet werden.  
Es handelt sich hier um eine Angelegenheit nach § 17 a Abs. 2 Nr. 6 GemO, da mit dem Begehren ein 
unzulässiger Eingriff in die Bauleitplanung der Ortsgemeinde Leuterod vorgenommen werden soll. 
Ebenso richtet sich das Bürgerbegehren gegen einen Grundsatzbeschluss des Ortsgemeinderats 
Leuterod vom 21.03.2024 über die Errichtung von Windkraftanlagen und wäre auch wegen 
Fristversäumnis (4-Monatsfrist nach § 17 a Abs. 3 Satz 1 GemO) als unzulässig zu erachten. 

Aus vorgenannten Gründen ist daher das Bürgerbegehren als unzulässig abzuweisen. 

 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ortsgemeinderat Leuterod stellt nach Anhörung der Vertretungsbefugten der Bürgerinitiative 
„Erhaltet unsere Wälder“ fest, dass das Bürgerbegehren der Bürgerinitiative „Erhaltet unsere Natur und 
Wälder“ vom 21.06.2026 unzulässig ist. 

 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. Irina Stoppel 
Fachbereichsleitung 
 
 
 
Ergebnis der Beratung: 

Gremium: wie 
Vorschlag 

abweich-  
end * 

Ein- 
stimmig 

Ja Nein Ent - 
haltung 

Ortsgemeinderat Leuterod       

 

Abweichend vom Beschlussvorschlag siehe   Diktat   Anlage   Diskette                               (*) siehe Anlage 
 
 










